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Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zu einem Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz; Änderungen im Bauplanungsrecht 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
das Bundeskabinett hat am 29.09.2015 als Teil des Gesetzentwurfs zur Asylverfahrensbe-
schleunigung auch Änderungen im Bauplanungsrecht beschlossen. Der Gesetzentwurf wurde 
inzwischen als Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zu einem Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz in den Deutschen Bundestag eingebracht (BT-Drs. 18/6185; vgl. 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/061/1806185.pdf) und am 01.10.2015 bereits in erster 
Lesung beraten. Da der Gesetzentwurf nunmehr von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
eingebracht wurde, ist eine Erstzuleitung an den Bundesrat entbehrlich.  
 
Die Änderungen im Bauplanungsrecht  sind in Art. 6 des Gesetzentwurfs enthalten. Die vor-
geschlagenen Erweiterungen des § 246 BauGB (Abs. 8 – 13) sind unserer Auffassung nach 
geeignet, aber auch ausreichend, um kurzfristig Flüchtlingsunterkünfte planungsrechtlich er-
möglichen zu können. Kritisch sehen wir die sehr weitgehende Abweichungsbefugnis im neu-
en § 246 Abs. 14. Zu einer detaillierteren Einschätzung verweisen wir auf unser eingangs ge-
nanntes Rundschreiben.  
 
Der weitere Zeitplan des Gesetzgebungsvorhabens sieht vor, dass am 12.10.2015 der feder-
führende Innenausschuss des Deutschen Bundestages zum Gesamtpaket eine Expertenanhö-
rung durchführt, an der auch der Deutsche Städtetag teilnimmt. Die zweite und dritte Lesung 
mit der Verabschiedung des Gesetzes durch den Deutschen Bundestag wird im Anschluss an 
die Anhörung, voraussichtlich am 15.10.2015, stattfinden. Der Bundesrat wird sich dann vo-
raussichtlich in seiner Sitzung am 16.10.2015 mit dem Gesetzentwurf befassen. Soweit die 
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Länderkammer keine Einsprüche erhebt, wird das für den 01.11.2015 angestrebte Inkrafttre-
ten des Gesetzespaketes wohl einzuhalten sein.  
 
Ergänzend verweisen wir auf das in der Anlage beigefügte Schreiben von Bundesministerin 
Dr. Hendricks vom 30.09.2015 an die Mitglieder der Bauminister- und der Umweltminister-
konferenz, s. Anlage. Neben Vollzugshinweisen zur Flexibilität der TA Lärm enthält das 
Schreiben eine Prüfbitte an die für den Brandschutz zuständigen Länder, ob und ggf. wie die 
Vollzugsbehörden – selbstverständlich unter Wahrung der Schutzziele des Brandschutzes – 
etwa durch Übergangslösungen Verzögerungen bei der Nutzungsänderung beispielsweise 
ehemaliger Kasernengebäude für die Flüchtlingsunterbringung vermeiden können.  
 
Wir bitten um Kenntnisnahme, über die weitere Entwicklung werden wir Sie auf dem Lau-
fenden halten.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 

 
Elke Kagelmann 
 
Anlage 


